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Dieſes Blatt er⸗ 
ſcheint jeden Mitt⸗ 
woch und Sonn⸗ 
abend. Der Abonne⸗ 
mentspr. pro Jahr 


Inſerate, jowobl v. 
ar Behörden, als auch 
v. Privatperſonen 
werden in Danzig 
im Intelligenz⸗ 
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Kreis Danziger Höhe. 
N 56. Danzig, den 16. Juli 1898. 


Amtlicher Theil. 
J. Verfügungen u. Bekanntmachungen des Landraths u. des Kreis⸗Ausſchuſſes. 


1, Der Herr Ober⸗Präſident hat mir für die Zeit vom 17. Juli bis 
21. Auguſt d Is. Urlaub bewilligt und der Herr Regierungs⸗Präſident 
meine Vertretung dem Krelsdeputirten Herrn Rittergutsbeſitzer von Heyer- 


Goſchin übertragen. 
Danzig, den 17. Juli 1898. 


Der Landrath. 
Be Maurach. 


2. Im Anſchluß an meine Kreisblattsverfügung vom 6. Juni d. J. (Kreisblatt No. 45), 
die Ergänzungswahl der Kreistagsabgeordneten im Wahlverbande der Landgemeinden des Kreiſes 
betreffend, beſtimme ich hierdurch Folgendes: 

1. Der Termin zur Wahl der Wahlmänner in den Landgemeinden wird auf 
fen — 15 den 8. Auguſt d. J., Vormittags 10 Uhr, 
eſtgeſetzt. 

2. Wenigſtens 8 Tage vor dieſem Termine, alſo bis ſpäteſtens den 1. Auguſt er., find 
die Wähler der betreffenden Gemeinden mittelſt ſchriftlicher Einladung oder orts⸗ 
üblicher Bekanntmachung durch den Gemeindevorſteher zur Wahl einzuladen. Die 
Einladung reſp. Bekanntmachung muß das Lokal, den Tag und die Stunde der 
Wahl genau enthalten und muß hinter der Wählerliſte beſcheinigt werden, daß und 
in welcher Weiſe die Einladung erfolgt iſt. 


* > a een u 
— u u a ̃ . ˖ u rd 
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3. Die Wahlhandlung wird von dem Wahlvorſteher, d. h. dem Gemeindevorſteher 
oder einem Schöffen durch Vorleſung des der Kreisordnung angehängten Wahl 
reglements und Mittheilung des weſentlichſten Inhalts des Artikels 12 No. 8 bis 27 
der miniſteriellen Ausführungs⸗Inſtruction vom 10. März 1873, wovon den Orts⸗ 
vorſtänden Druckexemplare zugehen werden, eröffnet. Alsdann werden die Namen 
aller ſtimmberechtigten Gemeindemitglieder in der Reihenfolge verleſen, wie ſie in 
der Wählerliſte verzeichnet ſind. 

Nach erfolgter Verleſung der Liſte haben ſich bei dem Wahlvorſteher diejenigen 
Perſonen zu melden, welche als Vertreter ſolcher Gemeindemitglieder erſchienen ſind, 
die in der perſönlichen Ausübung des Stimmrechts, gemäß § 46 der Landgemeinde⸗ 
ordnung vom 3. Juli 1891, durch dritte Perſonen vertreten werden können. 

Der Wahlvorſteher prüft die Legitimation dieſer Perſonen und trägt diejenigen 
derſelben, deren Legitimation er anerkennt, in die Wählerliſte neben den Namen der 
durch ſie vertretenen Perſonen, in die Rubrik „Bemerkungen“ ein. 

Ueber Einwendungen, welche gegen die Entſcheidungen des Wahlvorſtehers erhoben 
werden, hat der Wahlvorſtand nach ſeiner erfolgten Conſtituirung zu beſchließen. 

Alle anweſenden in die Wählerlifte nicht aufgenommenen Perſonen werden, mit 
Vorbehalt der ſpäteren Wiederzulaſſung bezw. Ausſchließung derjenigen Perſonen, 
hinſichtlich deren Legitimation auf die Entſcheidung des Wahlvorſtandes provocirt 
worden iſt, zum Abtreten veranlaßt und wird ſo die Wahlverſammlung conſtituirt. 

Später erſcheinende ſtimmberechtigte Gemeindemitglieder bezw. deren Vertreter 
(No. 3 Abſ. 3) melden ſich bei dem Wahlvorſteher und können — ſofern ihre 
Legitimation anerkannt wird — an den noch nicht geſchloſſenen Wahlen Theil nehmen 
(S 5 Abſ. 2 des Wahlreglements). 

In Gemeinden, in welchen eine gewählte Gemeindevertretung beſteht, dürfen 
auch diejenigen Mitglieder des Gemeindevorſtandes und der Gemeindevertretung, 
deren Name etwa aus Verſehen in die Wählerliſte nicht mit aufgenommen worden 
iſt, an der Wahl Theil nehmen. Dieſelben ſind in der Wählerliſte nachzutragen. 

4. Nach Conſtituirung der Wahlverſammlung erfolgt die Bildung des Wahlvorſtandes. 

Der Wahlvorſtand beſteht aus dem Gemeindevorſteher oder einem Schöffen 
als Vorſitzenden und aus zwei oder vier von der Wahlverſammlung zu wählenden 
Beiſitzern. Der Vorſitzende ernennt einen der Beiſitzer zum Protokollführer. 

Zum Protokollführer kann auch eine nicht zur Wählerverſammlung gehörige 
Perſon ernannt werden. Findet ſich in der Gemeinde keine zur Führung des 
Protokolls geeignete Perſon, ſo kann daſſelbe von dem Wahlvorſteher geführt werden. 

5. Der Tiſch, an welchem der Wahlvorſtand Platz nimmt, iſt ſo aufzuſtellen, daß der⸗ 
ſelbe von allen Seiten zugänglich iſt. Auf dieſen Tiſch wird ein verdecktes Gefäß 
(Wahlurne) zum Hineinlegen der Stimmzettel geſtellt. Vor dem Beginn der Ab⸗ 
ſtimmung hat ſich der Wahlvorſtand davon zu überzeugen, daß daſſelbe leer iſt. 

6. Der Wahlvorſteher verpflichtet die Beiſitzer und den Protokollführer mittelſt Hand⸗ 
ſchlages an Eidesſtatt und conſtituirt ſo den Wahlvorſtand. 

7. Während der Wahlhandlung dürfen im Wahllokale weder Diskuſſionen ſtattfinden, 
noch Anſprachen gehalten, noch Beſchlüſſe gefaßt werden. 

Ausgenommen hiervon ſind die Diskuſſionen und Beſchlüſſe des Wahlvorſtandes, 
welche durch die Leitung des Wahlgeſchäfts bedingt werden. 


10. 


11. 


12. 
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Der Wahlvorſtand beſchließt zunächſt über die nach No. 3 ſeiner Entſcheidung vor⸗ 


behaltene Zulaſſung bezw. Ausſchließung der Vertreter ſtimmberechtigter Gemeinde⸗ 


mitglieder. 
Nachdem den Beſchlüſſen deſſelben gemäß, die Zulaſſung bezw. Ausſchließung der 
betreffenden Perſonen erfolgt iſt, beginnt die Wahl. 


„Jeder Wahlmann wird in einer beſonderen Wahlhandlung durch Stimmzettel gewählt 


(8 4 des Wahlreglements). 

Vor jedem Wahlgange wird einem jeden anweſenden Wähler ein Stimmzettel von 
weißem Papier eingehändigt, auf welchen er den Namen desjenigen zu ſchreiben hat, 
dem er ſeine Stimme geben will. Schreibensunkundigen ſteht es ſres, ſich den Namen 
des Kandidaten durch einen anderen ſchreibenskundigen Wähler im Wahllokale ſelbſt 
ſchreiben zu laſſen. 

Sind in einer Gemeinde beſtimmte Klaſſen von Gemeindemitglieder oder einzelne 

Gemeindemitglieder zur Führung von mehr als einer Stimme in der Gemeinde⸗Ver⸗ 
ſammlung berechtigt, jo erhalten dieſelben jo viele Stimmzettel, wie fie Stimmen 
zu führen berechtigt ſind. 
Wählbar zum Wablmanne ift nach 3 100 Abſatz 2 bezw. § 106 No. 2 der Kreis⸗ 
ordnung jedes ſtimmberechtigte Gemeindemitglied, welches ſeit einem Jahre auf dem 
platten Lande des Kreiſes mit Grundbeſitz angeſeſſen iſt, ſowie ein Jeder, welcher 
zwar nicht mit eigenem Grundbeſitz angeſeſſen, in der Gemeindeverſammlung aber 
ortsverfaſſungsgemäß ein Stimmrecht auszuüben befugt iſt und ſeit einem Jahre 
in dem Kreiſe einen Wohnſitz hat. 

Außerdem gelten für die Wählbarkeit zum Wahlmanne die im § 96 der Kreis⸗ 
ordnung für die Wahlberechtigung gegebenen Beſtimmungen, d. h. der zu Wählende muß: 

a. Angehöriger des Deutſchen Reiches und ſelbſtſtändig ſein; als ſelbſtſtändig 
wird Derjenige angeſehen, welcher das 21. Lebensjahr vollendet hat, ſofern 
ihm das Recht über ſein Vermögen zu verfügen und daſſelbe zu verwalten 
nicht durch gerichtliche Anordnung entzogen iſt, 

b. ſich im Beſitz der bürgerlichen Ehrenrechte befinden. 

Das paſſive Wahlrecht geht verloren, ſobald eines der bevorſtehenden Erforder⸗ 
niſſe bei den bis dahin Wählbaren nicht mehr zutrifft. Es ruht während der Dauer 
eines Concurſes, ferner während der Dauer einer gerichtlichen Unterſuchung, wenn 
dieſelbe wegen Verbrechen oder wegen ſolcher Bergehen, welche den Verluſt der 
bürgerlichen Ehrenrechte nach ſich ziehen müſſen oder können, eingeleitet, oder wenn 
die gerichtliche Haft verfügt iſt. 

Der Protokollführer ruft die Wähler, wie fie in der Wählerliſte verzeichnet find, 
auf, jeder Aufgerufene tritt an den Tiſch, an welchem der Wahlvorſtand ſitzt und 
legt feinen Stimmzettel uneröffnet in die Wahlurne. 

Der Stimmzettel muß derart zuſammengefaltet ſein, daß der auf ihm ver⸗ 
zeichnete Name verdeckt iſt. 

Stimmzettel, bei welchen hiergegen verſtoßen iſt, hat der Wahlvorſteher zurück⸗ 
zuweiſen. Insbeſondere hat derſelbe darauf zu achten, daß — mit Ausnahme der 
unter No. 10 im zweiten Abſatz gedachten Fälle — nicht ſtatt eines mehrere Stimm⸗ 
zettel abgegeben werden. 


13. 


14 


15. 


16. 


17. 


19 
20. 


21. 


— 318 — 


Der Protokollführer vermerkt die erfolgte Stimmabgabe jedes Wählers bezw. die Zahl 
der von ihm abgegebenen Stimmzettel (No. 10 Abſ. 2) neben dem Namen deſſelben 
in der dazu beſtimmten Rubrik der Wählerliſte. 

Sind keine Stimmzettel mehr abzugeben, fo erklart der Wahlvorſtand die Wahl für 
geſchloſſen. Der Wahlvorſteher nimmt die Stimmzettel aus der Wahlurne und läßt 
dieſelben uneröffnet durch einen der Beiſitzer zählen. Ergiebt ſich dabei auch nach 
wiederholter Zählung eine Verſchiedenheit von der ebenfalls feſtzuſtellenden Zahl der 
nach dem Abſtimmungsvermerke in der Wählerliſte (No. 13) abgegebenen Stimmzettel, 
ſo iſt dieſes nebſt dem etwa zur Aufklärung Dienlichen, in dem Protokoll anzugeben. 
Sodann eröffnet der Wahlvorſteher die Stimmzettel einzeln, verlieſt die darauf ver⸗ 
zeichneten Namen und ein Beiſitzer zählt dieſelben laut. 

Der Protokollführer nimmt den Namen jedes Candidaten in das Protokoll auf 
und vermerkt neben demſelben jede dem Candidaten zufallende Stimme. In gleicher 
Weiſe führt einer der Beiſitzer eine Gegenliſte, welche ebenſo wie die Wählerliſte 
beim Schluſſe der Wahlhandlung von dem Wahlvorſtande und dem Protokollführer 
zu unterſchreiben und dem Protokolle beizufügen iſt. 

Ungültig ſind: 
a. Stimmzettel, welche nicht von weißem Papier oder mit einem äußeren Kenn⸗ 
zeichen verſehen ſind, 
b. Stimmzettel, welche keinen oder keinen lesbaren Namen enthalten, 
c. Stimmzettel, aus welchen die Perſon des Gewählten nicht unzweifelhaft zu 
erkennen iſt, 
d. Stimmzettel, auf welchen mehr als ein Name oder der Name einer nicht 
wählbaren Perſon verzeichnet iſt, 
e. Stimmzettel, welche einen Proteſt oder Vorbehalt enthalten. 
Ueber die Gültigkeit oder Ungültigkeit der Stimmzettel entſcheidet vorläufig der 
Wahlvorſtand nach Stimmenmehrheit ſeiner Mitglieder. 


Die Stimmzettel, über deren Gültigkeit es nach No. 16 einer Beſchlußfaſſung des 


1 


Wahlvorſtandes bedurft hat, werden mit fortlaufenden Nummern verſehen, dem Pro⸗ 
tofolle beigefügt, in welchem die Grunde kurz anzugeben ſind, aus denen die Un⸗ 
gültigkeitserklärung erfolgt iſt. Die ungültigen Stimmen kommen bei der Feſt⸗ 
ſtellung des Wahlergebniſſes nicht in Anrechnung. 

Alle übrigen abgegebenen Stimmzettel ſind dem Protokolle ebenfalls beizufügen. 
Als gewählt iſt Derjenige zu betrachten, welcher die abſolute Stimmenmehrheit (mehr 
als die Hälfte der gültig abgegebenen Stimmen) erhalten hat. Ergiebt ſich keine 
abſolute Stimmenmehrheit, ſo kommen diejenigen zwei Perſonen, welche die meiſten 
Stimmen für ſich haben, auf die engere Wahl. Haben mehr als zwei Perſonen die 
meiſten und gleich viel Stimmen erhalten, ſo entſcheidet das durch die Hand des 
Wahlvorſtehers zu ziehende Loos darüber, wer auf die engere Wahl zu bringen iſt, 
in gleicher Weiſe erfolgt die Entſcheidung, wenn auch die engere Wahl keine 
Stimmenmehrheit ergiebt (8 8 des Wahlreglements). 

Der gewählte Wahlmann muß ſich, wenn er im Wahltermine anweſend iſt, ſofort, 
ſonſt binnen 5 Tagen, nachdem ihm die Wahl angezeigt worden iſt, erklären, ob 
er dieſelbe annehmen will. Annahme unter Proteſt oder Vorbehalt, ſowie das 
Ausbleiben der Erklärung binnen 5 Tagen gilt als Ablehnung. 
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22. Erfolgt die Ablehnung ſofort im Wahltermine, ſo hat der Wahlvorſteher ſofort eine 
Neuwahl vorzunehmen. 

Erfolgt die Ablehnung ſpäter oder geht binnen 5 Tagen (No. 21) keine Er⸗ 
klärung des Gewählten ein, ſo hat der Wahlvorſteher die Wähler, unter Beobachtung 
der unter No. 2 gegebenen Beſtimmungen, unverzüglich zu einer neuen Wahl zu⸗ 
ſammen zu rufen und mir in dieſem Falle ſchleunigſt davon Anzeige zu machen. 

23. Ueber die Wahlhandlung iſt nach Anleitung eines gedruckten Formulars, welches 
mit den ad 3 gedachten Druckſachen den Bd, Ortsvorſtehern in dieſen Tagen 
zugehen wird, ein Protokoll aufzunehmen und iſt dieſes ebenſo wie die Wählerliſte 
und die Gegenliſte mit dem Datum zu verſehen und von dem Wahlvorſteher, den 
Beiſitzern und dem Protokollführer unterſchriftlich zu vollziehen. 

Acht Tage nach Abhaltung des Wahltermins, alſo ſpäteſtens bis zum 
16. Auguſt er., iſt mir das Wahlprotokoll nebſt ſämmtlichen Belagſtücken zur Ver⸗ 
meidung koſteupflichtiger Abholung einzureichen. 

Danzig, den 14. Juli 1898. 

® Der Landrat 

8. A. Diejenigen Intereſſenten, welchen bei der trigonometriſchen Feſtlegung von Punkten in 
der Umgegend der Feſtung Danzig in Folge der Errichtung von trigonometriſchen 
Markſteinen und Signalen Flurſchäden zugefügt wurden, und welche Anſprüche auf 
Entſchädigung zu erheben gedenken, werden hierdurch aufgefordert, dieſe unter genauer 
Angabe des Verluſtes und der Höhe der beanſpruchten Vergütigung ſogleich — vor 
der Ernte — der hieſigen Fortifikation zur Anzeige zu bringen. 

Bezüglich des Ankaufs der Bodenfläche für die trigonometriſchen Markſteine 

wird nach erfolgter Beſtimmung der Lage der Punkte ſ. Zt. an die betreffenden 
Beſitzer zur Empfangnahme des geſetzlichen Kaufpreiſes beſondere Aufforderung 
ergehen. 

B. Die Ortsbehörden werden unter Hinweis auf § 6 des Geſetzes vom 7. April 1869 
angewieſen, die Erhaltung der in dieſem Jahre errichteten trigonometriſchen Mark⸗ 
ſteine und Signale zu überwachen und eventl. Beſchädigungen oder Verrückungen zur 
Anzeige zu bringen. * 

Danzig, den 12. Juli 1898. 

I— Der Landrat}. 
5 Bei dem Hofbeſißer Joachim in Herzberg iſt die Influenza unter den Pferden erloſchen. 
Danzig, den 13. Juli 1898. 
5 anndrat z 
der Der Pächter Ferdinand Heinrich Gronau in Pietzkendorf iſt zum ſtellvertretenden Schöffen 
Gemeinde Pietzkendorf gewählt, von mir beſtätigt und vereidigt worden. 
Danzig, den 12. Juli 1898. 
5 Der Landrath 
zum 8 Der Mühlenbefiger Wolff in Brentau iſt zum Gemeindevorſteher, der Gaſtwirth Rehefeld 
ewa Schöffen und der Gaſtwirth Nieſy zum ſtellvertretenden Schöffen der Gemeinde Brentau 
ählt, von mir beſtätigt und vereidigt worden. 
Danzig, den 12. Juli 1898. 
Ne Landra h 


4 
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7. Nachdem die Ernennung der Amtsvorſteher und deren Stellvertreter für diejenigen Amts⸗ 
bezirke, in welchen die Amtsperiode der bisherigen Inhaber der gedachten Aemter abgelaufen iſt, 
ſtattgefunden hat, bringe ich nachſtehend die Nachweiſung der betreffenden Amtsbezirke, ſowie der 
wieder⸗ reſp. neuernannten Amtsvorſteher und Stellvertreter zur öffentlichen Kenntniß. 

Danzig, den 12. Juli 1898. 
Der Landrath. 
Na ch wei ung j 
der für die Amtsperiode 1898/1904 wieder⸗ reſp. neuernannten Amtsvorſteher und Stellvertreter 
derſelben des Kreiſes Danziger Höhe. 


Bezeichnung Wee . en d tıe Name, Stand und Wohnort 


der der der der 


No. Amtsbezirke. No. Amtsbezirke. Amtsvorſteher. Stellvertreter. 


3. Zigankenberg 1. Gut Hochſtrieß 
2. Gemeinde Brentau mit — 
a. Silberhammer 
b. Lobeckshof 
ce Nawitzmühle 
3. Gemeinde Pietzkendorf 
4. Gemeinde Heiligenbrunn mit 
Königsthal 
5. Gemeinde Zigankenberg mit 
6 
1 


Hofbeſitzer 
Johannes Heyn 
zu Zigankenberg. 


Galgenberg 
. Gut Müggau 


Gutsbeſitzer 
Robert Boelcke 
zu Schäferei. 


. Die zur Königlichen Ober⸗ 
förſterei Oliva gehörigen — 
Forſtbeläufe 
a. Matemblewo 
b. Schäferei 
„Königl. Forſtgut Freudenthal 
. Gut Schäferei 


4. Oliva'er Forſt 


S 


5. Matern . Gut Matern Rittergutsbeſitzer 

. Gemeinde Gluckau Heinrich v. Rümker 
mit Dreieck zu Kokoſchken 

. Gemeinde Biſſau 

. Gut Czapeln 

. Gemeinde Ramkau 

. Gut Kokoſchen 


on O 69 0 — 
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Bezeichnung Beſtandtheile Name, Stand und Wohnort 


der der der 


der 


No. Amtsbezirke. No. Amts be zirke. Amtsvorſteher. Stellvertreter. 


8. Wonneberg 1. Gemeinde Emaus mit Gutsbeſitzer 
a Dreilinden Max Keiler — 
b. Tempelburg zu Dreilinden. 
2. Gemeinde Wonneberg mit 
a. Chriſtinenhof 
b Hölle 
13. Goſchin 1. Gut Artſchau Rittergutsbeſitzer Rittergutsbeſitzer 
2. Gut Goſchin Richard Wendt Julius von Heyer 
3. Gemeinde Kl. Bölkau mit zu Artſchau. zu Goſchin. 
Eulenkrug 
8. Polizei⸗Lerorduung 


betreffend 
den Betrieb landwirthſchaftlicher Maſchinen innerhalb der 
Provinz Weſtpreußen. 

5 Auf Grund des $ 137 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 
30. Juli 1883 in Verbindung mit den 88 6, 12 und 15 des Geſetzes über die Polizei⸗Ver⸗ 

altung vom 11. März 1850 wird hierdurch unter Zuſtimmung des Provinzialraths für den 

mfang der Provinz Weſtpreußen verordnet, was folgt: 

1 


M Landwirthſchaftliche Maſchinen, die durch Thiere oder durch elementare Kräfte (Wind, 
5 aſſer, Dampf, Gas, heiße Luft) bewegt werden, müſſen während des Betriebes in allen 
den gehenden Theilen, Rädern und Wellen, welche weniger als 2 m vom Boden entfernt ſind, 
artig abgeſperrt oder bedeckt ſein, daß die Bedienungsmannſchaften und andere Perſonen bei 
ewöhnlicher Aufmerkſamkeit nicht von den gebenen Werken ergriffen werden können. 


Tre; Dieſelbe Beſtimmung gilt für die Räder der Göpelwerke, die dazu gehörigen rotirenden 
lbeſtangen (Leitungswellen) ſowie für alle Uebertragungen und Kuppelungen, durch welche die 
belwerke mit landwirthſchaftlichen Maſchinen in Verbindung geſetzt find. 

8 3 


Die Vorſchriften des § 1 finden keine Anwendung: 
a. auf Dreſchmaſchinen, welche durch Dampfkraft getrieben werden, 
b. auf die Schwungräder der Häckſelmaſchinen, 
c. auf Maſchinen, die ihre Arbeit im Fahren verrichten, 
d. auf Lokomobilen, 
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e. auf die bereits der Vorſchrift des S 120 Abſ. 3 der Reichsgewerbe⸗Ordnung unter 
liegenden Maſchinen zum Betriebe von Molkereien. Spiritusbrennereien, Stärkefabriken 
und Ziegeleien, ſowie Wind⸗ und Waſſermühlen. 

Dagegen gilt 8 2 dieſer Verordnung auch für bie Göpelwerke, welche zum Betriebe der 

vorſtehend unter b und e aufgeführten Maſchinen, ausſchließlich der Wind⸗ und Waſſermühlen, 
verwendet werden. 


8 4. 

Wenn bei Dreſchmaſchinen um das Einfütterungsloch für das Getreide ſich tiſchartig 
erhöhte Bretterflächen befinden, auf welchen ſich Menſchen zum Herbeiſchaffen der Garben zu 
bewegen haben, ſo iſt das Einfütterungsloch mit einer mindeſtens 15 om hohen Leiſte oder mit 
einer Betterwand von mindeſtens derſelben Höhe zu umgeben. 

Dieſe Vorſchrift gilt für alle Dreſchmaſchinen, die durch thieriſche oder elementare Kräfte 
bewegt werden, ſie findet jedoch keine Anwendung auf Maſchinen mit ſelbſtthätiger Einlege⸗ 
vorrichtung. 
Ferner kann auch bei anderen Maſchinen, die in Abſ. 1 dieſes § geforderte Vorrichtung 
auf der Seite nach dem Standplatz des Garben⸗Einlegers hin fortbleiben, wenn dieſer Standplatz 
ſich in einem mindeſtens 25 cm tiefen Bretterkaſten befindet. 
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85. 

Bei Häckſelmaſchinen ift die zum Einſchieben des Strohes dienende Rinne mit einer 
feſten Bretterverkleidung ſoweit zu verſehen, daß man mit dem ausgeſtreckten Arm unter dieſer 
Verkleidung nicht bis an das Schneidewerk der Maſchine heranreichen kann. 

6. 

Alle Arbeiter, welche durch ihre Beſchäftigung in die unmittelbare Nähe gehender 
Maſchinentheile (§ 1 und 2) geführt werden, müſſen während der Arbeit eine an den Körpel 
eng anſchließende Kleidung tragen. 

Dies gilt auch für die weiblichen Arbeiter, ſoweit es thunlich iſt; jedenfalls müſſen deren 
weite Kleider, insbeſondete an den unteren Theilen durch Bänder zuſammengehalten werden. 

8 7. 

Solange die treibende Kraft in Thätigkeit iſt, dürfen die gehenden Theile einer land‘ 
wirthſchaftlichen Maſchine irgend welcher Art nur von der mit der Leitung der Maſchine betrauten 
Perſon zum Zweck des Schmierens und des Befühlens berührt werden (§ 8). 

Daſſelbe gilt hinſichtlich der Göpelwerke. 
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Die landwirthſchaſtlichen Maſchinen, einſchließlich der Göpelwerke und die dazu gehörige! 
Motoren ſind, ſo lange die letzteren auf die erſteren wirken, unter Aufſicht zu ſtellen. Mit dieſe 
Auſſicht dürfen nur erfahrene und zuverläſſige Perſonen betraut werden. 

Perſonen unter 16 Jahren iſt die Aufſicht über den Betrieb der Maſchine, ſowie die 
Führung der elementaren treibenden Kraft nicht anzuvertrauen. 
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Die Fürſorge für die Beobachtung der obigen Beſtimmungen wird verlangt: 1 
a. von dem erſten Leiter des landwirthſchaftlichen Betriebes, eventl von deſſen Stel 
vertreter hinſichtlich der Einrichtung der Maſchinen, hinſichtlich des Vorhandenſeins del 
erforderlichen Schutzvorrichtungen und hinſichtlich der Befolgung des § 8. 
b. im übrigen von dem Aufſeher. 
Beilage. 
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